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Neues aus Berlin . Verlustuntergang bei schädlichem Beteiligungserwerb soll 
neu geregelt werden 
 
Der Verlustvortrag einer Kapitalgesellschaft fällt anteilig weg, wenn innerhalb von fünf Jahren mehr als 
25 % und bis zu 50 % der Anteile übertragen werden (schädlicher Beteiligungserwerb nach § 8c des 
Körperschaftsteuergesetzes (KStG)). Da diese Regelung vom Bundesverfassungsgericht als 
verfassungswidrig eingestuft wurde, ist der Gesetzgeber zu einer Neuregelung gezwungen, die durch 
das „Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur 
Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften“ erfolgen soll. In dem nun vorgelegten Entwurf der 
Bundesregierung vom 01. August 2018 gibt es zudem Neuigkeiten zur Sanierungsklausel. 
 
Hintergrund 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat dem Gesetzgeber durch seinen Beschluss vom 29. März 2017 
aufgegeben, den vorgenannten Verfassungsverstoß bis zum 31. Dezember 2018 rückwirkend für die 
Zeit ab 01. Januar 2008 bis 31. Dezember 2015 zu beseitigen. 
 
Der Beschluss betrifft ausdrücklich nur den Zeitraum vor dem 01. Januar 2016. Für Übertragungen 
danach hat der Gesetzgeber die Verlustverrechnung (bereits) neu ausgerichtet. Denn nach § 8d KStG 
können Kapitalgesellschaften Verluste weiter nutzen, wenn der Geschäftsbetrieb nach einem Anteils-
eignerwechsel erhalten bleibt (fortführungsgebundener Verlustvortrag). Ob der Anwendungsbereich 
von § 8c KStG dadurch allerdings soweit reduziert worden ist, dass die Norm verfassungsgemäß ist, 
hat das Bundesverfassungsgericht nicht endgültig entschieden. 
 
Ferner ist zu beachten, dass die Verfassungswidrigkeit des § 8c Abs. 1 Satz 2 KStG (vollständiger 
Verlustuntergang bei schädlichen Erwerben von mehr als 50 %) vom Bundesverfassungsgericht 
ausdrücklich offen gelassen wurde. Eine Anpassung bzw. eine Neuregelung ist in dem aktuellen 
Gesetzentwurf nicht enthalten.  
 
Hier ist jedoch ein Verfahren anhängig, so dass das Bundesverfassungsgericht auch hierzu 
demnächst Stellung beziehen wird. Etwaige Verfahren sollten weiter offengehalten werden. 
 
Gesetzliche Neuregelung 
 
Nach dem Regierungsentwurf wird § 8c Satz 1 KStG alte Fassung (jetzt § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG) für 
den Zeitraum 2008 bis 2015 ersatzlos aufgehoben. Die Regelung ist somit praktisch erst für 
schädliche Beteiligungserwerbe anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2015 stattgefunden haben. 
Beteiligungserwerbe, die vor dem 01. Januar 2016 erfolgt sind, können gleichwohl Zählerwerbe für 
Zwecke des § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG sein. 
 
Beispiel: In 2015 überträgt Gesellschafter A 15 % der Anteile an der A-GmbH auf einen neuen 
Gesellschafter. In 2016 verkauft er weitere 20 %. In diesem Fall gehen die Verluste / Verlustvorträge 
in Höhe von 35 % unter. 
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Sanierungsklausel 
 
Nach dem Regierungsentwurf soll die suspendierte Sanierungsklausel (Ausnahme der Verlustbe-
schränkung in Sanierungsfällen) des § 8c Abs. 1a KStG wieder anzuwenden sein – und zwar 
rückwirkend (erstmals für den Veranlagungszeitraum 2008 und auf Anteilsübertragungen nach dem 
31. Dezember 2007).  
 
Hintergrund 
 
Die Europäische Kommission hatte in 2011 festgestellt, dass die Sanierungsklausel eine nicht zu 
vereinbarende rechtswidrige Beihilfe darstellt. Infolgedessen wurde die Sanierungsklausel bis zur 
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs vom 28. Juni 2018 suspendiert. Da dieser den 
Beschluss der Europäischen Kommission aktuell für nichtig erklärt hat, soll die Sanierungsklausel 
wieder zur Anwendung gelangen, so dass kein schädlicher Beteiligungserwerb vorliegt, sofern die 
Voraussetzungen der Sanierungsklausel erfüllt sind.  
 

Kassenführung . Erfassung von EC-Karten-Umsätzen im Kassenbuch  
 
In der Praxis erfolgt die Erst-Erfassung der Gesamtumsätze über das Kassenbuch und die  
EC-Zahlungen werden quasi als „Ausgabe“ wieder ausgetragen. Zu einem späteren Zeitpunkt wird 
sodann der Gesamtbetrag entsprechend im Kassenkonto gebucht und die EC-Karten-Umsätze über 
das Geldtransitkonto ausgebucht (durchlaufender Posten). 
 
Nach Meinung des Bundesfinanzministeriums stellt die Erfassung von EC-Karten-Umsätzen im 
Kassenbuch einen formellen Mangel dar, da im Kassenbuch lediglich Barbewegungen zu erfassen 
sind. Diese Ansicht hatte der Deutsche Steuerberaterverband als nicht praktikabel kritisiert. Hierauf 
hat das Bundesfinanzministerium nun mit einem Schreiben reagiert und seine Auffassung präzisiert 
(BMF-Schreiben vom 29. Juni 2018). 
 
Das Kassenbuch soll danach so beschaffen sein, dass der Sollbestand jederzeit mit dem Istbestand 
verglichen werden kann, um eine jederzeitige Kassensturzfähigkeit herzustellen. Die steuerrechtliche 
Würdigung des Sachverhalts ist vom Einzelfall abhängig. Werden die im Kassenbuch erfassten  
EC-Karten-Umsätze zum Beispiel in einem weiteren Schritt gesondert kenntlich gemacht oder sogar 
wieder aus dem Kassenbuch auf ein gesondertes Konto aus- bzw. umgetragen, ist weiterhin die 
Kassensturzfähigkeit der Kasse gegeben. 
 
Die (zumindest zeitweise) Erfassung von EC-Karten-Umsätzen im Kassenbuch ist ein formeller 
Mangel, der bei der Gewichtung weiterer formeller Mängel im Hinblick auf eine eventuelle Verwerfung 
der Buchführung regelmäßig außer Betracht bleibt. Voraussetzung ist jedoch, dass der Zahlungsweg 
ausreichend dokumentiert wird und die Nachprüfbarkeit des tatsächlichen Kassenbestands jederzeit 
besteht. 
 



 

 4 

Ausgabe September 2018 

Buchhaltung . Ausnahmen von der Einzelaufzeichnungspflicht 
 
Mit Wirkung ab dem 29. Dezember 2016 wurde der Grundsatz der Einzelaufzeichnungspflicht 
gesetzlich festgeschrieben. Das Bundesfinanzministerium hat am 19. Juni 2018 ein Anwendungs-
schreiben zu den „Ordnungsvorschriften für die Buchführung und für Aufzeichnungen“ veröffentlicht, in 
dem es auch auf die Einzelaufzeichnungspflicht und deren Ausnahmen eingeht. 
 
Die Pflicht zur Einzelaufzeichnung gilt grundsätzlich unabhängig davon, ob der Steuerpflichtige ein 
elektronisches Aufzeichnungssystem oder eine offene Ladenkasse verwendet. 
 
Tipp: Einzelaufzeichnungspflicht bedeutet, dass aufzeichnungspflichtige Geschäftsvorfälle laufend 

zu erfassen, einzeln festzuhalten sowie aufzuzeichnen und aufzubewahren sind, sodass sich 
die einzelnen Geschäftsvorfälle in ihrer Entstehung und Abwicklung verfolgen lassen können.  

 
Nach der gesetzlichen Regelung besteht beim Verkauf von Waren an eine Vielzahl von nicht 
bekannten Personen gegen Barzahlung aus Zumutbarkeitsgründen keine Einzelaufzeichnungspflicht. 
Voraussetzung: Es wird eine offene Ladenkasse und kein elektronisches Aufzeichnungssystem 
verwendet. 
 
Diese Ausnahmeregelung hat das Bundesfinanzministerium nun auf Dienstleistungen gegen 
Barzahlung ausgedehnt, wenn kein elektronisches Aufzeichnungssystem verwendet wird. Der 
Geschäftsbetrieb muss auf eine Vielzahl von Kundenkontakten ausgerichtet und der Kundenkontakt 
des Dienstleisters und seiner Angestellten im Wesentlichen auf die Bestellung und den kurzen 
Bezahlvorgang beschränkt sein.  
 
Tipp: Einzelaufzeichnungen sind zu führen, wenn der Kundenkontakt in etwa der Dauer der 

Dienstleistung entspricht und der Kunde auf die Ausübung der Dienstleistung üblicherweise 
individuell Einfluss nehmen kann. 

 

Einkommensteuer . Ermittlung der ortsüblichen Marktmiete bei Überlassung 
möblierter Wohnungen 
 
Bei der verbilligten Vermietung an Angehörige können Werbungskosten in voller Höhe 
steuermindernd geltend gemacht werden, wenn die Miete mindestens 66 % des ortsüblichen Niveaus 
beträgt. Liegt die Miete darunter, sind die Kosten aufzuteilen. Bei der Vermietung möblierter 
Wohnungen ist ein Zuschlag für die Möblierung zu berücksichtigen, wenn er sich aus einem örtlichen 
Mietspiegel oder aus am Markt realisierbaren Zuschlägen ermitteln lässt. Eine Ermittlung in anderer 
Weise kommt nach dem Urteil des BFH vom 06. Februar 2018 nicht in Betracht. 
 
Die Kläger (Eheleute) vermieteten ihrem Sohn eine Wohnung, die mit einer neuen Einbauküche 
ausgestattet war. Zudem wurden eine Waschmaschine und ein Trockner überlassen. In ihren 
Steuererklärungen machten die Eheleute aus der Vermietung Werbungskostenüberschüsse geltend. 
Sie unterließen es, für die mitvermieteten Geräte die ortsübliche Vergleichsmiete gesondert zu 
erhöhen, berücksichtigten die Gegenstände jedoch nach dem Punktesystem des Mietspiegels.  
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Das Finanzamt ging von einer verbilligten Vermietung aus, da die ortsübliche Vergleichsmiete unter 
Einbeziehung eines Möblierungszuschlags zu bestimmen sei. Diesen setzte es in Höhe der 
monatlichen Abschreibungen an. Die hiergegen gerichtete Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf 
war letztlich nicht erfolgreich. Positiver verlief die Revision vor dem Bundesfinanzhof. 
 
Ortsübliche Miete ist die Bruttomiete, d. h. die Kaltmiete zuzüglich der nach der Betriebskostenver-
ordnung umlagefähigen Kosten. Nach der aktuellen Entscheidung ist grundsätzlich ein Möblierungs-
zuschlag anzusetzen, da derartige Überlassungen regelmäßig mit einem gesteigerten Nutzungswert 
verbunden sind, die sich häufig auch in einer höheren ortsüblichen Miete niederschlagen. Zur 
Ermittlung der ortsüblichen Miete ist der örtliche Mietspiegel heranzuziehen. Sieht der Mietspiegel 
z. B. für eine überlassene Einbauküche einen prozentualen Zuschlag oder eine Erhöhung des Aus-
stattungsfaktors über ein Punktesystem vor, ist diese Erhöhung als marktüblich anzusehen. 
 
Lässt sich dem Mietspiegel hierzu nichts entnehmen, ist ein am örtlichen Mietmarkt realisierbarer 
Möblierungszuschlag zu berücksichtigen. Kann auch dieser nicht ermittelt werden, ist auf die 
ortsübliche Marktmiete ohne Möblierung abzustellen.  
 
Tipp: Es kommt nicht in Betracht, einen Möblierungszuschlag aus dem Monatsbetrag der linearen 

Abschreibung für die überlassenen Möbel und Einrichtungsgegenstände abzuleiten. Auch der 
Ansatz eines prozentualen Mietrenditeaufschlags ist nicht zulässig. 

 

Lohnsteuer. Sachzuwendungen müssen zusätzlich zur Leistung erbracht werden 
 
Unternehmen können die Einkommensteuer auf Sachzuwendungen an Arbeitnehmer oder 
Nichtarbeitnehmer mit einem Steuersatz von pauschal 30 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag und 
Kirchensteuer) für den Zuwendungsempfänger übernehmen. Damit wird die Besteuerung beim 
Empfänger abgegolten. 
 
Sachzuwendungen können allerdings nach § 37b EStG nur dann pauschal versteuert werden, wenn 
die Zuwendungen zusätzlich zur ohnehin vereinbarten Leistung oder Gegenleistung des Steuer-
pflichtigen erbracht werden. Mit diesem Erfordernis der Zusätzlichkeit hat sich der BFH nun in 
folgendem Fall näher beschäftigt. 
 
Das Unternehmen (U) vertreibt Fotokameras, Objektive und Blitzgeräte. Zur Förderung des Verkaufs 
legte U in den Jahren 2006 bis 2010 ein Bonusprogramm auf. Zur Teilnahme berechtigt waren 
beratende – nicht bei U beschäftigte – Fachverkäufer sowie deren Beschäftigte. Die Bonuspunkte 
konnten bei einem Dritten gegen Sachprämien und Gutscheine eingelöst werden, die der Dritte dann 
U in Rechnung stellte. Diese Rechnungen unterwarf U der pauschalen Lohnbesteuerung in Höhe von 
30 % – allerdings zu Unrecht, wie der BFH schließlich am 21. Februar 2018 befand.  
 
Das Pauschalierungswahlrecht erfasst nur Zuwendungen, die betrieblich veranlasst sind und die beim 
Empfänger dem Grunde nach zu einkommensteuerbaren und -steuerpflichtigen Einkünften führen. 
Beide Voraussetzungen waren im Streitfall erfüllt, wobei der BFH offenließ, zu welcher Einkunftsart 
diese Einnahmen gehören. 
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Ferner müssen die Zuwendungen zusätzlich zur ohnehin vereinbarten Leistung oder Gegenleistung 
des Steuerpflichtigen erbracht werden – und daran fehlte es im Streitfall. Denn laut BFH waren die 
Prämien das ausgelobte Entgelt für die Veräußerung bestimmter Produkte. Die Prämien stellten die 
allein geschuldete Leistung für den Verkaufserfolg dar. 
 

Lohnsteuer . Gewährung von Tankgutscheinen für mehrere Monate im Voraus 
als Steuerfalle 
 
Gewähren Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern Tankgutscheine für mehrere Monate im Voraus, fließt der 
gesamte Sachbezug bereits bei Erhalt der Gutscheine zu – und nicht erst bei Einlösung des jeweiligen 
Gutscheins an der Tankstelle. Das gilt auch beim Hinweis des Arbeitgebers an den Arbeitnehmer, pro 
Monat nur einen Gutschein einzulösen. Das lehrt die Entscheidung des Finanzgerichts Sachsen vom 
09. Januar 2018. 
 
Im Streitfall wurden die Arbeitnehmer bei Übergabe der Gutscheine darauf hingewiesen, dass nur ein 
Tankgutschein monatlich eingelöst werden darf, damit die Zuwendung sozialversicherungs- und 
steuerfrei ist: „Als Dankeschön erhalten Sie deshalb für acht Monate monatlich Tankgutscheine im 
Wert von je € 44,00, das entspricht einem Gesamtwert von € 352,00. Diese Warengutscheine sind 
ausschließlich für eine Sache, in Ihrem Fall für das Betanken Ihres Kraftfahrzeuges, zu beanspruchen. 
Nur in diesem Fall kommt die € 44,00 Sachbezugsgrenze ... zur Anwendung.“  
 
Ferner gab es ein Merkblatt zum Einlösen der Gutscheine, in dem u. a. Folgendes aufgeführt war: 
„Hierbei ist allerdings unbedingt zu beachten, dass der Wert des einzulösenden Tankgutscheines pro 
Monat € 44,00 nicht überschreitet, da sonst die Sozialversicherungsfreiheit und Steuerfreiheit entfällt 
… Sie dürfen pro Monat immer nur einen Gutschein im Gesamtwert von maximal € 44,00 einlösen.“ 
 
Bei einer Lohnsteueraußenprüfung wurde festgestellt, dass (abgesehen von einem Ausnahmefall) 
entsprechend der Vorgaben verfahren worden ist. Dennoch erfolgte eine Nachversteuerung, weil der 
Prüfer den Gesamtbetrag der Tankgutscheine als in dem Moment als zugeflossen ansah, in dem sie 
dem Arbeitnehmer überreicht worden waren. Diese Ansicht bestätigte das Finanzgericht Sachsen im 
Klageverfahren. 
 
Der Arbeitslohn fließt bei einem Gutschein, der bei einem Dritten einzulösen ist, mit Hingabe des 
Gutscheins zu. Denn der Arbeitnehmer erhält zu diesem Zeitpunkt einen Rechtsanspruch gegenüber 
dem Dritten. Folglich scheidet die monatliche Sachbezugsfreigrenze von € 44,00 aus, wenn der 
Arbeitgeber Tankgutscheine über € 44,00 für acht Monate im Voraus aushändigt. Die Gutscheine 
stellen dann normalen Arbeitslohn dar. 
 
In seiner Urteilsbegründung stellte das Finanzgericht heraus, dass die Arbeitnehmer nicht 
arbeitsrechtlich verpflichtet waren, nur einen Gutschein monatlich einzulösen. Die Hinweise bezogen 
sich nur auf die Frage der Sozialversicherungs- und Steuerfreiheit, nicht aber auf arbeitsrechtliche 
Konsequenzen. Ob arbeitsrechtlich drohende Sanktionen der Annahme eines Zuflusses indes 
entgegenstünden, ließ das Finanzgericht ausdrücklich offen.  
 
Tipp: Das Finanzgericht hatte die Revision zugelassen. Da diese vom Arbeitgeber jedoch nicht 

eingelegt worden ist, ist die Entscheidung rechtskräftig. 
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Umsatzsteuer . Vorsteuerabzug auch bei Angabe einer Briefkastenadresse 
 
Eine Rechnung muss die vollständige Anschrift des leistenden Unternehmers enthalten, damit sie zum 
Vorsteuerabzug berechtigt. Nach neuer Rechtsprechung des BFH reicht dabei die Angabe eines Orts 
mit postalischer Erreichbarkeit aus. 
 
Den Urteilen vom 21. Juni 2018 lagen folgende Sachverhalte zugrunde: 
 
Im ersten Fall erwarb ein Autohändler Kraftfahrzeuge von einem Einzelunternehmer, der im Online-
handel tätig war, ohne dabei ein Autohaus zu betreiben. Er erteilte Rechnungen, in denen er als seine 
Anschrift einen Ort angab, an dem er postalisch erreichbar war. 
 
Im zweiten Fall gab eine GmbH ihren Sitz laut Handelsregistereintragung an. Tatsächlich befanden 
sich dort die Räume einer Anwaltskanzlei. Die von der GmbH für die Korrespondenz genutzte 
Festnetz- und Faxnummer gehörte der Kanzlei, die als Domiziladresse für ca. 15 bis 20 Firmen diente. 
Gelegentlich nutzte ein Mitarbeiter der GmbH in der Kanzlei einen Schreibtisch. 
 
In beiden Fällen bejahte der BFH den Vorsteuerabzug. Denn nach neuer Sichtweise ist es nicht 
erforderlich, dass die wirtschaftlichen Tätigkeiten unter der Anschrift ausgeübt werden, die in der 
Rechnung angegeben ist. Vielmehr reicht die Angabe eines Orts mit postalischer Erreichbarkeit aus.  
 

Markenrecht . Einstweilig verboten! – „Hummels“ zu ähnlich zu „Hummel“ 
 
LG Hamburg, Beschluss vom 16.08.2018, Az.: 327 O 271/18 
 
Nach einem Beschluss in einem einstweiligen Verfügungsverfahren ist es der Ehefrau des deutschen 
Fußballnationalspielers Mats Hummels, Cathy Hummels, untersagt worden, ihre Schuhkollektion mit 
dem Schriftzug „Hummels“ auf den Markt zu bringen. 
 
Cathy Hummels hatte Sneaker mit dem "Hummels"-Schriftzug, aufgedruckten Hummeln, Satin-
Schnürsenkeln und Plateau-Sohlen entworfen und ihre Schuhkollektion im Juni 2018 in München 
präsentiert. Dies kam bei dem dänischen Sportartikelhersteller „Hummel“ gar nicht gut an. Dieser ist 
u. a. Inhaber der für Schuhe eingetragenen europäischen Marke „Hummel“. Aus Sicht der Dänen 
klingen die Begriffe „Hummels“ und „Hummel“ zu ähnlich, weshalb eine Verwechselungsgefahr 
bestehen würde. 
 
Dies wurde nun vom Landgericht Hamburg ebenfalls bejaht und der Spielergattin einstweilen die 
Verwendung ihres Namens in Bezug auf die Schuhkollektion versagt. Vermutlich wird die 
Angelegenheit damit aber noch nicht beendet sein, da Frau Hummels bereits öffentlich angekündigt 
hatte, für ihren Namen, der nun mal „Hummel“ enthalte, kämpfen zu wollen. 
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Vertragsrecht . Tut doppelt weh – Kein Schmerzensgeld für Muskelkater 
 
LG Köln, Urteil vom 11.07.2018, Az. 18 O 73/16 
 
Nach einer Entscheidung des LG Köln kann jemand, der nach einem Probetraining in einem Fitness-
studio unter Muskelkater leidet, kein Schmerzensgeld vom Betreiber des Studios verlangen. Das gilt 
auch dann, wenn der Muskelkater so heftig ist, dass er mehrere Tage anhält und mit 
Belastungskopfschmerzen verbunden ist. 
 
Die Klägerin absolvierte in dem Fitnessstudio des Beklagten ein Elektro-Myo-Stimulations-
probetraining (kurz: EMS). Dabei werden Muskelpartien durch elektrische Impulse stimuliert und 
sollen so gestärkt werden. Doch anstatt eines Trainingserfolges stellte sich nach Darstellung der 
Klägerin nur ein heftiger Muskelkater ein. Die Klägerin trug vor, sie habe bereits während des 
Trainings Schmerzen verspürt und dies dem Trainer auch mitgeteilt. Dieser teilte ihr mit, dass dies so 
sein müsse und normal sei. 
 
Als normal empfand die Klägerin dann aber den folgenden Muskelkater nicht mehr. Kopfschmerzen, 
Unwohlsein und ein erhöhter Wert eines Enzyms im Blut, welches auf ein Auflösen von Muskelfasern 
hingedeutet hätte, seien die Folge gewesen. Wegen des erhöhten Wertes hätte zudem nach dem 
Vortrag der Klägerin die Gefahr eines akuten Nierenversagens bestanden. Bis heute leide sie unter 
Kopfschmerzen, Schlaflosigkeit und Gliederschmerzen. Sie forderte einen Betrag in Höhe von 
€ 5.500,00 Schmerzensgeld von dem Fitnessstudio. 
 
Das angerufene Landgericht beauftragte für die Beantwortung der Fragen, ob und welche 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen das Probetraining bei der Klägerin ausgelöst habe, einen 
Sachverständigen. Dieser kam zu dem Ergebnis, dass bei der Klägerin – trotz eines erhöhten 
Enzymwertes – keinerlei Gefahr für ein Nierenversagen bestand. Auch seien dauerhafte 
Kopfschmerzen, Gliederschmerzen und Schlafstörungen nicht auf das EMS-Training zurückzuführen. 
Für nachvollziehbar hielt der Sachverständige lediglich, dass sich die Klägerin über einige wenige 
Tage unwohl fühlte und unter Kopfschmerzen litt – verursacht durch einen heftigen Muskelkater 
wegen der ungewohnten Belastung. 
 
Nach dem Ergebnis des Gutachtens hatte das Gericht nur noch die Frage zu beantworten, ob ein 
solcher Muskelkater eine derart erhebliche Einschränkung darstellen kann, dass dies einen 
Schmerzensgeldanspruch rechtfertigen würde. Das LG Köln befand, dass bei einem mehrtägigen 
Muskelkater, auch wenn er mit zweitägigen Belastungskopfschmerzen verbunden sei, es sich um eine 
Beeinträchtigung handele, wie sie nach jeder Art sportlicher Betätigung zu erwarten sei und 
üblicherweise von Sporttreibenden hingenommen werde. Schmerzensgeld könne man dafür nicht 
beanspruchen. Die Klage hatte daher keinen Erfolg und wurde abgewiesen. Allerdings ist das Urteil 
nach diesseitiger Kenntnis noch nicht rechtskräftig, so dass noch eine abweichende Entscheidung 
möglich ist. 
 



 

 9 

Ausgabe September 2018 

Gewerblicher Rechtsschutz . Mitarbeiter des Monats – Werbung eines Autover-
mieters mit Gewerkschaftsboss 
 
OLG Dresden, Urteil vom 21.08.2018, Az.: 4 U 182218 
 
Der Autovermieter „Sixt“ ist durchaus für seine Werbemaßnahmen bekannt, da er hierfür gerne 
Gesichter von Personen des öffentlichen Lebens verwendet. So auch in den Jahren 2014 und 2015, 
dem Höhepunkt des Lokführerstreiks. Im Zusammenhang mit den Streiks der Lokführer und der 
Verhandlungen der Lokführergewerkschaft GDL hatte der Autovermieter „Sixt“ eine Anzeige mit einem 
Foto des GDL-Chefs Claus Weselsky mit der Bildunterschrift "Mitarbeiter des Monats“ veröffentlicht.  
 
Dies fand der Gewerkschaftsboss nicht lustig und stellte einen Antrag auf Unterlassung.  
 
Ohne Erfolg, wie nun das OLG Dresden entschied. Die Verwendung des Fotos und die Bezeichnung 
„Mitarbeiter des Monats“ seien hinzunehmen, so die Richter. Zur Begründung hieß es, Weselskys 
Persönlichkeitsrecht stehe in diesem Fall hinter der Meinungsfreiheit des Autovermieters zurück. 
Weselsky müsse als Person des öffentlichen Lebens bei vorrangigem öffentlichen Informations-
interesse auch die Vereinnahmung seiner Person im Rahmen von Werbung hinnehmen. Die 
Veröffentlichung des Bildes habe zudem keine Einwilligung des Betroffenen bedurft und es entstehe 
auch nicht der Eindruck, dass dieser sich mit dem beworbenen Produkt identifiziere. Nach Ansicht des 
Gerichts hätten die Adressaten vielmehr den satirischen Charakter der Werbung erkannt. Auch einen 
Anspruch auf Zahlung einer Lizenzgebühr verneinte das Berufungsgericht, das die Revision nicht 
zuließ. 
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